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Clash of Cultures –
Medienfreiheit vs. Datenschutz?

Nimmt man j�ngste �ußerung von Medienbe-
wegten f�r bare M�nze, so steht uns das n�chste
Armageddon Ende Mai ins Haus, genauer ge-
sagt: am 25. 5. 2018. F�nf Tage fr�her als im
50er Jahre-Schlager des Golgowsky Quartetts
angek�ndigt, („Am 30. 5. ist der Weltuntergang,
wir leben nicht mehr lang, wir leben nicht mehr
lang!“) wird dann n�mlich die Europ�ische Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wirk-
sam und verdr�ngt nicht nur das nationale Da-
tenschutzrecht(damitkçnntendieMedienschaf-
fenden wohl noch irgendwie leben ...), sondern
auch das so gesch�tzte „Medienprivileg“ in § 41

Bundesdatenschutzgesetz, wonach
bei einer Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zu journalistisch-redak-
tionellen Zwecken das Datenschutz-
recht bis auf rudiment�re Regelungen
insbesondere zur Datensicherheit ein-
gedampft wird. Dies erschien dem
deutschen Gesetzgeber als angemes-
sene Reaktion auf die Kollision der

„f�r unsere freiheitlich-demokratische Ordnung
schlechthin konstituierende Meinungs- und
Pressefreiheit“ mit dem technisch-b�rokrati-
schen Monster des Datenschutzes. Kein Journa-
list sollte Auskunft �ber seine Quellen geben
oder unrechtm�ßig erlangte bzw. inhaltlich un-
richtige Informationen wieder lçschen m�ssen,
und von Schadensersatzforderungen wegen der
Verletzung von Datenschutzrechten sollten die
Medien ohnehin freigehalten werden.

Damit ist nun Schluss. Und das ist auch gut so,
denn schon die noch geltende Rechtslage stand
mit unserer Verfassung nicht in Einklang: An-
ders als kolportiert, handelt es sich beim Daten-
schutz n�mlich nicht um eine kafkaeske Zensur-
institution, sondern um ein Jedermann-Grund-
recht, das mit den konfligierenden Medieninte-
ressen mittels der Kunst der praktischen Kon-
kordanz in einen vern�nftigen Ausgleich zu
bringen ist. Und dieser ist bislang ganz offen-
sichtlich vom deutschen Gesetzgeber nicht her-
gestelltworden.Wedervornochnachdem25. 5.
2018, weder in Rundfunkstaatsvertr�gen noch
im Presserecht ist einbeide Grundrechtebewah-
render Ansatz wirklich gelungen – und das wird
k�nftig schon deswegen „auffallen“, weil

1. auch die journalistische Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten in den Anwendungsbe-
reich der DSGVO f�llt, weil

2. die DSGVO in ihrem Art. 85 den Mitglied-
staaten die Pflicht auferlegt, „durch Rechtsvor-

schriften das Recht auf den Schutz personenbe-
zogener Daten gem�ß dieser Verordnung mit
dem Recht auf freie Meinungs�ußerung (.. .)
einschließlich der Verarbeitung zu journalisti-
schen Zwecken (.. .) in Einklang“ zu bringen
und

3. kein anderer Mitgliedstaat ein so ausziselier-
tes Medienrecht und eine so differenzierte Me-
dienlandschaft sein eigen nennt wie unser
Staat.

Da die DSGVO in Art. 88 Abs. 2 zudem noch
klare Vorgaben macht, wie ein solcher Aus-

gleich zu erfolgen hat, hat das letzte St�ndlein
von all jenen Regulierungsversuchen geschla-
gen, die nicht zumindest das Niveau von § 41
Abs. 3 BDSG (alt) erreichen. Zuk�nftig haben
also „Medienprivilege“, die sich schlicht in der
Ausblendung der informationellen Selbstbe-
stimmung im journalistisch-redaktionellen Be-
reich erschçpfen, ausgedient.

Der Mensch an und f�r sich kommuniziert
gerne. Und er neigt dazu, laute und aufgeregte
Kommunikation f�r interessant(er) zu halten.
Trotzdem sei gefragt: G�ngelt das europ�i-
sche Datenschutzrecht k�nftig die freie Pres-
se? Drohen Milliardenbußgelder die Medien
in ihrer Funktion lahm zu legen? Entscheidet
k�nftig eine „vçllig unabh�ngige“ Aufsichts-
behçrde, was gedruckt wird und was nicht?
Kann es im Clash of Cultures von Medienfrei-
heit und Datenschutz nur einen �berlebenden
geben? Und die langweilige Antwort lautet:
nat�rlich nicht.

Selbstverst�ndlich werden auch (und vielleicht
gerade) die deutschen Datensch�tzer in Zu-
kunft noch genauer darauf achten, ob das da-
tenverarbeitende Gewerbe der Medienschaf-
fenden die gest�rkten und verfeinerten B�rger-
rechte der DSGVO respektiert – dass damit
aber umst�rzende Ver�nderungen verbunden
w�ren, ist nicht zu erwarten. Mehr Nachdruck
ja, aber sicherlich kein �berdruck. Denn die
Datenschutz-Aufsichtsbehçrden handeln ja ih-
rerseits auf Grundlage verfassungskonformer
Gesetze.

Einen angemessenen Ausgleich unter prinzi-
piell gleichrangigen Grundrechten herzustel-
len ist also eine durchaus erf�llbare Ver-
pflichtung des Gesetzgebers – und er wird
sie, notfalls assistiert von europ�ischer Seite,
auch erf�llen.
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